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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Palästinensischer Pessimismus 

 

Die neue Nahostpolitik des amerikanischen 

Präsidenten Barack Obama ist weniger ambi-

tioniert als die Palästinenser gehofft haben. 

Auch von der israelischen Regierung ist man 

in Ramallah enttäuscht. Präsident Mahmoud 

Abbas sieht keine gemeinsamen Grundlagen 

mehr für neue Friedensverhandlungen. 

Als Präsident Obama im Juni 2009 in seiner 

Kairo-Rede den anhaltenden israelischen Sied-

lungsbau im Westjordanland und Ost-

Jerusalem kritisierte sah es nach einer Kehrt-

wende der amerikanischen Nahostpolitik aus. 

Zwei Jahre später müssen die Palästinenser 

erkennen, dass der US-Präsident sich anschei-

nend übernommen hat. Während immer mehr 

Länder „Palästina“ als Staat anerkennen und 

die Palästinenser sich im September 2011 um 

die Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen 

bemühen, verurteilt Obama derartige unilate-

rale Schritte. Dahinter stecken hauptsächlich 

zwei Gründe: eine Region, die zwischen Demo-

kratie und Chaos taumelt, und ein israelischer 

Ministerpräsident, der sich nicht scheut, Obama 

offen die Stirn zu bieten. Die Fortschritte in den 

Palästinensergebieten selbst und die Aussöh-

nung zwischen Fatah und Hamas sind lediglich 

Nebenschauplätze. Doch ist die Wut der Paläs-

tinenser eine unberechenbare Variable für alle 

Akteure. 

Der „Arabische Frühling“ und der Nahostkon-

flikt 

Die anfängliche Vorsicht angesichts der rasan-

ten Entwicklungen in Nordafrika und dem Na-

hen Osten wurde von liberalen Intellektuellen 

und Publikationen als Panikmache abgetan. 

Doch ist alles andere als sicher, wo der „Ara-

bellion“ hinführt. Immer deutlicher werden die 

Bruchlinien zwischen verschiedenen Religionen, 

Konfessionen, Ethnien und Stämmen. Libyen 

befindet sich bereits im Bürgerkrieg während 

Jemen und Syrien auf den Weg dorthin sind. In 

Ägypten tut sich ein Graben zwischen Kopten 

und radikalen Muslimen auf. Auch Tunesien ist 

noch weit von einer erfolgreichen Demokrati-

sierung entfernt.  

Die Sicherheit Israels ist durch diese Umbrüche 

zumindest kurzfristig in einer prekären Lage. 

Erste Anschläge auf die ägyptische Gaspipeline 

Richtung Israel verdeutlichen dies. Die ameri-

kanische Administration ist sich dessen be-

wusst. Auch die Palästinenser sind von den 

Veränderungen ergriffen. Am 15. Mai 2011 ge-

dachten Tausende Palästinenser der sog. „Ka-

tastrophe“ (nakba), dem Tag der Staatsgrün-

dung Israels. Im Westjordanland und dem Ga-

zastreifen gab es die größten Nakba-

Demonstrationen seit Jahren. Vor allem am 

Kontrollposten Richtung Jerusalem im Flücht-

lingslager Qalandiya ereigneten sich schwere 

Zusammenstöße. Dutzende Palästinenser wur-

den durch Tränengas und plastikummantelte 

Stahlkugeln verletzt. In Israel befürchten Ana-

lysten, dass es im September zu einer „Weißen 

Intifada“ kommen könnte. Darunter wird ein 

weitgehend gewaltloser Widerstand gegen die 

Besatzung verstanden. Dass bei den Demonst-

rationen in Qalandiya zwar eine kleine Gruppe 

auch Steine warf aber kein einziger Schuss von 

palästinensischer Seite abgegeben wurde, kann 

als Indiz für eine derartige Entwicklung be-

trachtet werden. 

Netanjahus Prinzipien und die Position der 

Palästinenser und Amerikaner 

Der mehrtägige Besuch des israelischen Minis-

terpräsidenten Benjamin Netanjahu in den USA 

Ende Mai stand ganz im Zeichen der aktuellen 

regionalen Entwicklungen. Die Position der is-

raelischen Regierung zum Friedensprozess lässt 
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sich nach Netanjahus Reden vor der Knesset, 

dem American Israel Public Affairs Commit-

tee (AIPAC) und dem amerikanischen Kon-

gress auf sieben Punkte reduzieren:  

(1) keine Verhandlungen mit einer von der 

Hamas unterstützten Regierung, 

(2)  Notwendigkeit der Anerkennung Israels 

als Heimstätte der Juden durch die Pa-

lästinenser,  

(3) ein zukünftiges Palästina muss demilita-

risiert sein und darf nicht das Jordantal 

kontrollieren,  

(4) Lösung der palästinensischen Flücht-

lingsfrage nur außerhalb der Grenzen 

Israels,  

(5) Grenzen von 1967 sind nicht zu vertei-

digen und Israel wird die Siedlungsblö-

cke im Westjordanland behalten,  

(6) Jerusalem ist unteilbare Hauptstadt Is-

raels,  

(7) jeder Friedensvertrag muss eine Dekla-

ration zum endgültigen Ende des Kon-

flikts und den Verzicht auf zukünftige 

Forderungen enthalten. 

Der Standpunkt der Palästinenser dazu ist 

klar. Präsident Abbas machte in einem Ge-

spräch mit amerikanischen Juden Anfang 

Mai 2011 in Ramallah deutlich, dass die pa-

lästinensische Einheitsregierung aus unab-

hängigen Mitgliedern bestehen wird und le-

diglich zwei Ziele hat: die Vorbereitung von 

nationalen Wahlen bzw. die Wiedervereini-

gung von Westjordanland und Gaza. Für 

Friedensverhandlungen mit Israel sei weiter 

er zuständig. Der Chefunterhändler Saeb 

Erekat sieht außerdem keine Notwendigkeit, 

Israel als jüdischen Staat anzuerkennen. 

Dies sei lediglich eine Selbstdefinition. Eine 

fortdauernde israelische Sicherheitspräsenz 

im Jordantal lehnen die Palästinenser strikt 

ab. Auf den Aufbau eines Militärapparates 

könnte hingegen verzichtet werden, so lan-

ge die Existenz einer robusten Polizei ge-

währleistet ist. In einem Treffen im Februar 

2009 mit dem damaligen amerikanischen 

Sondergesandten für den Nahen Osten, 

George Mitchell, konzedierte Erekat, dass 

„Palästina keine Armee, Marine und Luftwaf-

fe haben wird“, jedoch die Hilfe einer dritten 

Partei nötig sei. Dass eine Mehrzahl der et-

wa fünf Millionen palästinensischen Flücht-

linge, die zum großen Teil außerhalb Israels 

geboren wurden, nicht „zurückkehren“ wird, 

ist ein offenes Geheimnis. Der Guardian be-

richtete im Januar 2011, dass Präsident Ab-

bas in privaten Gesprächen die Forderung 

an Israel, alle Flüchtlinge zurückkehren zu 

lassen, als „unlogisch“ bezeichnete. Dies 

würde „das Ende Israels“ bedeuten. Auf eine 

symbolische Rückkehr einiger Tausend Pa-

lästinenser ist man aber nicht bereit zu ver-

zichten. Die Grenzen vom 4. Juni 1967, dem 

Tag vor dem Ausbruch des Sechs-Tage-

Krieges, bleiben für die Palästinensische Au-

tonomiebehörde (PA) Grundlage für jegliche 

Friedensverhandlungen. Diese könnten aber 

nur dann stattfinden, wenn Israel den Sied-

lungsbau komplett stoppt. Unter diesen Be-

dingungen wären die Palästinenser bereit 

einem Landaustausch im Verhältnis 1:1 zu-

zustimmen. Laut einem Memorandum der 

NSU, dem wissenschaftlichen Dienst der Paläs-

tinensischen Befreiungsorganisation (PLO), 

muss das ausgetauschte Land aber nicht nur in 

Quantität, sondern auch in Qualität gleichwer-

tig sein. Ähnlich verhält es sich mit Jerusa-

lem. Laut der „Palestine Papers“ sind die Paläs-

tinenser zu großen Zugeständnisse bereit. Da-

bei handelt es sich um über 1600 Schriftstü-

cke, die vom September 1999 bis zum Sep-

tember 2010 reichen und die Hunderte Treffen 

zwischen Palästinensern, Israelis und Amerika-

nern abdecken. Ihre Echtheit wurde von der 

NSU offiziell bestätigt. Laut der Dokumente bo-

ten die palästinensischen Verhandlungsführer 

den Israelis an, sie könnten nahezu alle jüdi-

schen Siedlungen in Ost-Jerusalem behalten. 

Gleichzeitig ist man aber nicht dazu bereit, auf 

die komplette Altstadt sowie den Status Ost-

Jerusalems als Hauptstadt eines zukünftigen 

Staates zu verzichten. Da die Palästinenser ei-

nen umfassenden Friedensvertrag mit Israel 

anvisieren, stellt sich die Frage nach späteren 

Forderungen für sie nicht.  

Die Position der US-Regierung ist ein Versuch, 

den Graben zwischen Palästinensern und Israe-

lis zu überbrücken. Dieser Balanceakt lässt je-

doch einige Fragen unbeantwortet. Der freneti-

sche Jubel während Netanjahus Rede vor dem 
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Kongress ließ erahnen, dass es Obama schwer 

fallen würde, die israelische Regierung zu kriti-

sieren. Der amerikanische Präsident äußerte in 

seiner Nahostrede vom 19. Mai 2011 daher 

auch große Skepsis in Bezug auf die angekün-

digte Versöhnung zwischen Fatah und Hamas. 

Er forderte die Palästinenser auf, zu erklären, 

wie Israel mit einer Partei verhandeln solle, die 

nicht ihr Existenzrecht anerkennt. Positive 

Worte für die angekündigte Wiedervereinigung 

der Palästinensergebiete fand er nicht. Er 

sprach sich aber unumstößlich für eine Zwei-

staatenlösung aus. Zwar bezeichnete er Israel 

dabei als jüdischen Staat und Heimstätte der 

Juden, doch gab es keine dezidierte Aufforde-

rung an die Palästinenser, dies formal anzuer-

kennen. Er betonte lediglich die Notwendigkeit 

einer generellen gegenseitigen Anerkennung. 

Er sprach sich darüber hinaus gegen eine dau-

erhafte israelische Militärpräsenz im Westjor-

danland aus. Alle Soldaten müssten schrittwei-

se abgezogen werden, auch wenn die Dauer 

der Abzugsphase unklar blieb. Die Anmerkung, 

ein palästinensischer Staat müsse permanente 

Grenzen u.a. mit Jordanien haben, kann als 

Ablehnung der israelischen Ansprüche auf das 

Jordantal verstanden werden. Er befürwortete 

ein nicht-militarisiertes Palästina, was ein wich-

tiger Unterschied zur israelischen Forderung 

eines demilitarisierten Staates ist. Als erster 

US-Präsident sprach er sich öffentlich und ent-

schieden dafür aus, dass die Grenzen von 1967 

die Basis für die zukünftigen Grenzen sein soll-

ten. Der Umfang des von ihm erwähnten ein-

vernehmlichen Landaustauschs blieb ebenso 

unklar, wie die Frage welche Siedlungen in je-

dem Fall an Israel fallen würden und ob die 

USA einen israelischen Siedlungsbaustopp for-

dern. Der amerikanische Präsident betonte, 

dass dieser Ansatz auf die Prinzipien Territori-

um und Sicherheit beschränkt sei und die Fra-

gen um die palästinensischen Flüchtlinge und 

den Status Jerusalems später beantwortet wür-

den. Die amerikanische Position zu diesen 

Punkten wurde daher nicht von ihm erläutert. 

Da sich Obama für ein umfassendes und anhal-

tendes Abkommen aussprach, blieb das Thema 

etwaiger späterer Forderungen unbehandelt. 

Deutlich wurde er hingegen in der Ablehnung 

des palästinensischen Plans im September die 

Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen zu be-

antragen. Obama nannte dies eine symbolische 

Aktion, die keinen unabhängigen Staat schaf-

fen würde. Er verurteilte jegliche Versuche Is-

rael zu delegitimisieren und in internationalen 

Foren bloßzustellen.  

Schlussfolgerungen 

Viele der Forderungen der Palästinenser wer-

den durch internationale Resolutionen und Be-

schlüsse unterstützt. So spricht sich die Euro-

päische Union (EU) immer wieder für einen is-

raelischen Siedlungsbaustopp aus. Während 

Präsident Obama das Thema Siedlungen weit-

gehend ausklammerte, nennt die EU die israeli-

schen Siedlungen im Westjordanland und Ost-

Jerusalem völkerrechtliche illegal und ein Hin-

dernis für den Frieden. Vergleichbar eindeutig 

spricht sich die EU für die Grenzen von 1967 

aus. Änderungen könnte es nur im gegenseiti-

gen Einvernehmen geben. Jerusalem gilt dabei 

als zukünftige Hauptstadt beider Staaten. Auch 

die Flüchtlingsfrage wird dabei nicht beiseite 

gelassen. Gefordert wird eine gerechte und 

realistische Lösung. 

Daher sind einige Forderungen der Regierung 

Netanjahu für die große Mehrzahl der internati-

onalen Gemeinschaft inakzeptabel. Die Unteil-

barkeit Jerusalems wird von keinem einzigen 

Staat anerkannt. Auch die Ablehnung, die 

Grenzen von 1967 zumindest als Basis für Ver-

handlungen zu akzeptieren, und die Ankündi-

gung, die Siedlungsblöcke definitiv behalten zu 

wollen, können keine Voraussetzungen für Ver-

handlungen sein. Zwar ist die Palästinenserfüh-

rung auch mit einigen Positionen der Obama-

Administration nicht einverstanden, doch ent-

schied man sich lediglich Ministerpräsident Ne-

tanjahu zu kritisieren. Präsident Abbas sagte, 

dass es durch Netanjahus Vorbedingungen 

„keine gemeinsamen Grundlagen für Verhand-

lungen“ gäbe. Da sich die Palästinenser in die-

sen Punkten auf breite Unterstützung verlassen 

können, werden sie von ihren Prinzipien nicht 

abrücken. Sollte Israel weiterhin Siedlungen 

ausbauen und Verhandlungen auf Grundlage 

der 1967er-Grenzen ablehnen, werden die Pa-

lästinenser daraus ihre Konsequenzen ziehen. 

Das Aufnahmegesuch an die Vereinten Natio-

nen Ende September wäre dann nicht mehr zu 

verhindern. Sollten die USA ihre Drohung 

wahrmachen und ihr Veto im Sicherheitsrat 

einsetzen, sind  Massenproteste im Westjor-

danland, dem Gazastreifen und Ost-Jerusalem 

möglich. Das Ausmaß der Demonstrationen 

vom 15. Mai könnte um ein vielfaches übertrof-
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fen werden. Ob es aber überhaupt so weit 

kommt und wie Palästinenser und Israelis 

letztendlich reagieren werden, ist momentan 

nicht abschließend zu beantworten.  
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